
 
 
 
 
 
 

Aus der Arbeit des Gemeinderats – Sitzung am 15. Dezember 2025 
 

In der letzten Gemeinderatssitzung im Jahr 2025 war die Beratung zum Entwurf des Haushalts-
plans 2026 samt mittelfristiger Finanzplanung der Themenschwerpunkt. Abgeschlossen wurde 
auch das Verfahren der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Brackwanger Straße“ mit Er-
schließungskonzept für die künftige bauliche Nutzung der privaten innerörtliche Brachfläche.  

 

Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Brackwanger Straße“;  
- Zustimmung zur Erschließungsplanung mit öffentlich-rechtlichem Vertrag und Satzungsbe-
schluss 
Das an der Brackwanger Straße gelegene Plangebiet umfasst ausschließlich das Flurstück 106 mit ei-
ner Fläche von 6.714 qm und ist in privatem Eigentum. Der Eigentümer plant das früher als landwirt-
schaftliche Hofstelle genutzte Grundstück neu zu ordnen und mit mehreren Einzelvorhaben zu 
bebauen. Durch eine auf Kosten des Vorhabensträgers neu zu bauende private Erschließungsstraße 
und darin verlegte Ver- und Entsorgungsleitungen von öffentlichen/privaten Versorgungsunternehmen 
werden die auf Flurstück 106 noch neu zu bildenden Teilgrundstücke für eine spätere Bebauung er-
schlossen.  
Zur Klarstellung und Regelung, wer beim geplanten Vorhaben welche Kosten zu tragen hat, wurde ein 
städtebaulicher Vertrag ausgearbeitet. Die Planungshoheit für das Satzungsverfahren liegt bei der Ge-
meinde. Der Vorhabensträger übernimmt die hierfür anfallenden externen Kosten. Die Anbindung von 
Flurstück 106 an die in der Brackwanger Straße verlegten Ver- und Entsorgungsleitungen wird ebenso 
wie die Erschließung innerhalb von Flurstück 106 vom Grundstückseigentümer auf eigene Kosten her-
gestellt. Die geplante innere Erschließungsstraße auf Flurstück 106 wird vom Eigentümer als private 
Straße erstellt, bezahlt und unterhalten. Das Gremium stimmte der Abschluss des öffentlich-rechtlichen 
Vertrages zu; ebenso der vorgestellten Erschließungsplanung. 

Bereits am 24.02.2025 hatte der Gemeinderat den Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung 
gebilligt, worauf die förmliche Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) und der 
Öffentlichkeit durchgeführt wurde. Dabei wurden keine wesentlichen Anregungen oder Bedenken vor-
gebracht, die grundsätzlich gegen eine Aufstellung der Satzung sprechen erklärte Harald Wahl vom 
gleichnamigen Planungs- und Ingenieurbüro. Von der Öffentlichkeit wurde während der Offenlage auf 
einen Wildwechsel zwischen Tiefenbach und Mühlwiesen hingewiesen. 
Gegenüber dem Entwurf wurden keine beachtliche/wesentliche Planänderungen mit Ausnahme der 
Bepflanzungsmaßnahmen im bereits bestehenden Innenbereich und damit auch der Eingriffs-/Aus-
gleichsbilanz sowie dem Bedarf an externen Ökopunkten vorgenommen. Nach Abstimmung mit dem 
Landratsamt wurden die Festsetzungen, Begründung und die Eingriffs-/Ausgleichsbilanz entsprechend 
angepasst. Das zusätzliche Kompensationsdefizit wird durch einen größeren Ankauf von externen 
Ökopunkten ausgeglichen. 
Die Dachbegrünungspflicht für flache Dächer von gewerblichen Gebäuden in Verbindung mit einer 
Photovoltaik-/Solarnutzung wurde ausgenommen. Begründet ist dies darin, dass für  gewerbliche Ge-
bäude durch die meist größeren freitragenden Flächen erhöhte statische Anforderungen für höhere 
Dachlasten benötigt werden und dies zu erheblichen Mehraufwendungen führt.  
Der Gemeinderat stimmte den erläuterten Abwägungsvorschlägen zu und die Ergänzungssatzung 
„Brackwanger Straße“ wurde als Satzung beschlossen. Nach der öffentlichen Bekanntmachung tritt die 
Satzung in Kraft. 
 

„Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2026“ im Entwurf beraten und beschlossen 
Die sich aus den verschiedensten Vorberatungen, aktuellen und geplanten Projekten sowie den allge-
meinen Aufgabenstellungen und Rahmenbedingungen ergebenden Zahlen wurden von der Verwaltung 
in den nun vorgelegten „1. Entwurf“ eingearbeitet. Durch die seit 2020 vorgeschriebene Umstellung auf 
das Neue Kommunale Haushaltsrecht (NKHR) hat sich der kommunale Haushaltsplan in Bezug auf In-
halte, Gliederung und Darstellung erheblich verändert. Geblieben ist jedoch die weiterhin sehr große 
bzw. zunehmende Zahl und Bandbreite an Aufgaben, die von der Gemeinde Heuchlingen bewältigt 
werden müssen. Die Erfüllung der hier vorgegebenen oft sehr hohen und aufwendigen Standards so-
wie die Erwartungshaltung der Nutzer und Einwohnerschaft in vielen Bereichen verursachen in der 



Folge einen stetig steigenden Kostenaufwand bei der Aufgabenerfüllung. Vom öffentlich vermehrt dis-
kutierten Abbau von zu hohen Standards und Bürokratie ist aktuell noch wenig zu spüren. Es bleibt die 
Hoffnung, dass die von der Politik in die Wege geleiteten ersten Schritte mutig fortgeführt und ausge-
baut werden, damit sich dies in den kommenden Jahren dann auch entlastend für die Kommunen aus-
wirkt, führte Bürgermeister Lang an. 
Derzeit kann das finanzschwache Heuchlingen als ländliche Wohngemeinde mangels nennenswerter 
eigener Einnahmemöglichkeiten nur darauf hoffen, dass - trotz aller aktuellen Krisen - die Konjunktur in 
Land und Bund sich positiv entwickelt. Die aktuellen Steuerschätzungen von Bund und Land, die eine 
wesentliche Grundlage bei der Erstellung des Haushaltsplans 2026 und der mittelfristigen Finanzpla-
nung bilden, sind derzeit noch zuversichtlich. 
Der Entwurf des Planwerks wurde vom Bürgermeister und Kämmerer vorgestellt und erläutert.  

Der Ergebnishaushalt 2026 schließt mit ordentlichen Erträgen von 5.520.395 €. Dem gegenüber 
stehen ordentliche Aufwendungen von -5.775.755 €. Im Saldo ist dies ein veranschlagtes Gesamter-
gebnis (Fehlbetrag) von -255.360 €. Dieser Fehlbetrag kann durch Rücklagen und einmalige außeror-
dentliche Erträge ausgeglichen werden. Mittel-/Langfristig bleibt die Entwicklung besorgniserregend, 
insbesondere aufgrund stetig steigender Transferaufwendungen, Investitionen und weiterhin sehr ho-
hen Standards und Umfängen bei verschiedenen bisherigen und neu hinzugekommenen Pflichtaufga-
ben (z.B. im Bereich der Kinderbetreuung). 

Im Finanzhaushalt verfügt die Gemeinde zum Jahresbeginn 2026 voraussichtlich über liquide Mittel in 
Höhe von ca. 2.600.000 €. Für 2026 wird eine Verminderung um 787.260 € erwartet. Die mittelfristige 
Finanzplanung sieht dann jedoch ab 2027 umfangreiche Kreditaufnahmen vor. Diese sind notwendig 
um die bereits feststehenden und durchgeplanten Projekte zu finanzieren. In Folge daraus ergibt sich 
ab dem Jahr 2027 - und damit erst in der mittelfristigen Finanzplanung erkennbar - ein enormer Kredit-
bedarf. 

In der Allgemeinen Rücklage werden zum 31.12.2026 insgesamt noch 1.812.740 € erwartet. 

Der Haushaltsplan 2026 sieht nochmals keine Kreditaufnahme für neue Investitionskredite vor. Da 
planmäßig getilgt wird, reduziert sich der Schuldenstand zum Jahresende 2026 auf 579.999 € (310 
€/Einwohner). 

Für Kassenkredite wird vorsorglich ein Höchstbetrag von 500.000 € festgesetzt. 

Für das nur teilweise den Pflichtaufgaben zuordenbare Projekt „Zehntscheuer“ wird im Entwurf eine 
Verpflichtungsermächtigung (=Ermächtigung zum Abschluss von die Folgejahren belastender Ver-
träge) in Höhe von 1,5 Mio. Euro festgesetzt. Ob mit Blick auf die finanzielle Entwicklung des Gemein-
dehaushalts das Projekt umgesetzt wird, muss der Gemeinderat im ersten Halbjahr 2026 noch final 
entscheiden.   

Laut Stellenplan bleibt der Personalbestand der Gemeinde (Verwaltung, Bauhof, Reinigung und Be-
treuung) konstant und orientiert sich weiterhin deutlich mehr am Notwendigsten als am Erforderlichen. 
Als bildhaften Vergleich ergänzt Bürgermeister Lang, dass im umfangreichen Aufgabenbereich „Ge-
meindeverwaltung/Bauhof/Reinigung/Schule (Kernzeitbetreuung und Sekretariat)“ in Summe weniger 
Mitarbeiter tätig sind, als im Kindergarten „Arche Noah“.  

Die Hebesätze für die Grundsteuer A, Grundsteuer B und die Gewerbesteuer wurden in der letzten Sit-
zung nochmals geprüft und werden nicht verändert. 

Die Wasser- und Abwassergebühren wurden 2025 neu kalkuliert und angepasst, für 2026 erfolgt 
keine Veränderung. 

Die im Finanzhaushalt geführten Investitionen weisen ein Volumen i.H. von 1.522.500 € auf. Dem 
stehen Einzahlungen aus Investitionstätigkeiten von 617.500 € gegenüber. 

Seitens Gemeindeverwaltung und Kämmerei wurde versucht, einen sowohl den gesetzlichen Vorgaben 
als auch den örtlichen Gegebenheiten Rechnung tragenden ausgewogenen Planentwurf zu erstellen. 
Durch die gegenseitige Deckungsfähigkeit von Produkten innerhalb der Teilhaushalte besteht bei Be-
darf die Möglichkeit, unterjährig interne Verschiebungen zu prüfen und umzusetzen. 
Sollten sich wesentliche Veränderungen bei Planansätzen oder Zielen ergeben, könnten diese auch im 
Zuge eines Nachtragshaushalts beraten und vom Gemeinderat entschieden werden. 

Trotz der noch optimistischen Rahmendaten der Steuerschätzungen verringert sich die Liquidität der 
Gemeinde allein in den Jahren 2027-2029 durch die geplanten großen Investitionsprojekte um 5,35 
Mio. Euro. Zum Jahresende 2029 wird damit ein erforderlicher Schuldenstand von 3.071 € pro 
Einwohner prognostiziert. Dies ist für eine als finanzschwache Gemeinde eingestufte Gemeinde wie 
Heuchlingen aus heutiger Sicht deutlich zu viel bzw. auf Dauer nicht leistbar.  
Mit Blick auf die gesamte Investitionsliste und mit den vielen Sanierungsprojekten, die dann ab dem 



Jahr 2030 notwendig werden und nicht stetig weiter verschoben werden können, ergibt sich eine „düs-
tere Vorausschau bzw. Zukunftsprognose“ merkte Bürgermeister Lang an. Es wird Aufgabe von Ge-
meinderat und Verwaltung sein, hierauf durch klare Priorisierungen und Konsolidierungsmaßnahmen 
geeignete Antworten zu finden.  

Der Gemeinderat stimmte dem Entwurf der Haushaltssatzung mit Haushaltsplan 2026 einstimmig zu 
und beauftragte die Verwaltung auf Basis des Entwurfs die Unterlagen für die abschließende Be-
schlussfassung des Haushaltsplans in der nächsten Gemeinderatssitzung zu erstellen. Der beschlos-
sene Haushalt wird dann der Rechtsaufsicht zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt.  
Das Projekt „Zehntscheuer“ wird mit Blick auf die Finanzsituation noch unter den Vorbehalt der ab-
schließenden Entscheidung über die Umsetzung gestellt. Der Gemeinderat wird hierüber dann im 1. 
Halbjahr 2026 entscheiden. 

Abschließend dankten Bürgermeister Lang und der Gemeinderat Herrn Streicher und dem Team der 
Kämmerei für die sehr umfangreiche und gute Arbeit im Zuge der Planerstellung. 
 

Auftragsvergabe für Risiko-Bewertung der Trinkwassereinzugsgebiete 

Mit der Trinkwassereinzugsgebieteverordnung wurde Ende 2023 in Deutschland erstmalig ein risikoba-
sierter Ansatz für Trinkwassereinzugsgebiete verpflichtend eingeführt. Ziel der Verordnung ist es, die 
Wasserressourcen in den Einzugsgebieten von Trinkwassergewinnungsanlagen zu schützen und damit 
eine sichere Versorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser zu gewährleisten. 
Bürgermeister Lang erklärte, dass die Betreiber von Wassergewinnungsanlagen bestehende Einzugs-
gebiete bewerten und die Ergebnisse der zuständigen Behörde vorlegen müssen.  
Der Gemeinderat beschloss, für die Zusammenstellung, Aufarbeitung und Bewertung der beiden Was-
sergewinnungsbereiche in der Gemeinde Heuchlingen das Fachbüro GMP-Geotechnik aus Würzburg 
als wirtschaftlichsten Bieter zum Angebotspreis von netto 7.000 € zu beauftragen.  
 

Vorbereitung der Landtagswahl 

Das Wahllokal für die am 8. März 2025 stattfindende Landtagswahl wird - wie bei den vergangenen 
Wahlen - in der Gemeindehalle sein. Auf Nachfrage von Bürgermeister Lang erklären sich die Mitglie-
der des Gemeinderats dazu bereit, gemeinsam mit den Mitarbeitern der Gemeindeverwaltung, am 
Wahlsonntag mitzuwirken. 
 

Bausachen 

Den zu beratenden Bauvorhaben „Anbau einer Terrassenüberdachung auf einer Flachdachgarage“ in 
der Straße „Im Gehren“ wurde ebenso wie dem geplanten „Neubau eines Wohnhauses mit Doppelga-
rage“ in der Straße „Zum Asang“ das Einvernehmen erteilt und einzelnen Befreiungsanträgen zuge-
stimmt. 
 

Sonstiges 
Durch die erfolgreiche Ablegung eines Lehrgangs bei der Standesamtsakademie hat die Verwaltungs-
angestellte Manuela Spidlen die Befähigung zur Standesbeamtin erworben. Sie wird daher ab 1. Ja-
nuar 2026 zur weiteren Standesbeamtin für den Standesamtsbezirks Heuchlingen bestellt. 

Entsprechend dem Gemeinderatsbeschluss wurden die Potenzialflächen nördlich der Kreisstraße an 
der Markungsgrenze zu Reichenbach für Freiflächen-PV-Anlagen dem Regionalverband zur Prüfung 
auf Geeignetheit gemeldet. Der Regionalverband hat mitgeteilt, dass die Fläche in die Potenzialflä-
chenkulisse zur Prüfung aufgenommen wird. Eine ergänzende informelle Nachfrage beim Regionalver-
band hat ergeben, dass die weiteren Südhangflächen im Bereich Horn bis Heuchlingen bzw. Kiart aus 
raumordnerischer Sicht nicht für die Nutzung von Freiflächen-PV oder Agri-V geeignet sind. Beide Be-
reiche liegen in einem regionalen Grünzug und die Vorranggebieten für Naturschutz & Landschafts-
pflege; ebenso wären hochwertige Naturbereiche sowie Landschaftsschutzgebiete betroffen. 

Abschließend berichtete Bürgermeister Lang, dass am 5. Dezember das neue Feuerwehrfahrzeug 
„Gerätewagen Logistik“ beim Hersteller des Aufbaus abgenommen und nach Heuchlingen überführt 
wurde. Die Feuerwehr wird sich nun mit dem neuen Fahrzeug vertraut machen; dann wird der Geräte-
wagen offiziell in Dienst gestellt und den Platz des über 30 Jahre alten Löschfahrzeugs LF 8 einneh-
men.  
 

Anschließend beriet der Gemeinderat nichtöffentlich weiter. 


